Fair Competition and Democratic Equality. On the Problem of Educational Justice by Giesinger, Johannes
Giesinger, Johannes
Fairer Wettbewerb und demokratische Gleichheit. Zum Problem der
Bildungsgerechtigkeit
formal überarbeitete Version der Originalveröffentlichung in:
formally revised edition of the original source in:
Zeitschrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik 104 (2008) 4, S. 556-572
Bitte verwenden Sie beim Zitieren folgende URN oder DOI /
Please use the following URN or DOI for citation:
urn:nbn:de:0111-opus-25384
10.25656/01:2538
http://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0111-opus-25384
http://dx.doi.org/10.25656/01:2538
Nutzungsbedingungen Terms of use
Gewährt wird ein nicht exklusives, nicht übertragbares, persönliches und
beschränktes Recht auf Nutzung dieses Dokuments. Dieses Dokument ist
ausschließlich für den persönlichen, nicht-kommerziellen Gebrauch
bestimmt. Die Nutzung stellt keine Übertragung des Eigentumsrechts an
diesem Dokument dar und gilt vorbehaltlich der folgenden Einschränkungen:
Auf sämtlichen Kopien dieses Dokuments müssen alle
Urheberrechtshinweise und sonstigen Hinweise auf gesetzlichen Schutz
beibehalten werden. Sie dürfen dieses Dokument nicht in irgendeiner Weise
abändern, noch dürfen Sie dieses Dokument für öffentliche oder
kommerzielle Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, aufführen,
vertreiben oder anderweitig nutzen.
We grant a non-exclusive, non-transferable, individual and limited right to
using this document.
This document is solely intended for your personal, non-commercial use. Use
of this document does not include any transfer of property rights and it is
conditional to the following limitations: All of the copies of this documents must
retain all copyright information and other information regarding legal
protection. You are not allowed to alter this document in any way, to copy it for
public or commercial purposes, to exhibit the document in public, to perform,
distribute or otherwise use the document in public.
Mit der Verwendung dieses Dokuments erkennen Sie die
Nutzungsbedingungen an.
By using this particular document, you accept the above-stated conditions of
use.
Kontakt / Contact:
peDOCS
DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation
Informationszentrum (IZ) Bildung
E-Mail: pedocs@dipf.de
Internet: www.pedocs.de
Johannes Giesinger
Fairer Wettbewerb und demokratische Gleichheit
Zum Problem der Bildungsgerechtigkeit
Seit dem Erscheinen der ersten PISA-Studie ist das Problem der Chancengleichheit oder Bildungsge-
rechtigkeit ins Zentrum der bildungspolitischen Debatten in Deutschland zurückgekehrt. Der vorlie-
gende Beitrag bearbeitet dieses Problem – ausgehend von der aktuellen englischsprachigen Diskussi-
on – in normativer Perspektive. Dabei ist zunächst zu unterscheiden zwischen Positionen, welche  
gleiche Bildung oder gleiche Bildungschancen für alle fordern, und Auffassungen, nach denen jede  
Person eine angemessene Bildung erhalten soll. Diese Debatte wird eingebettet in die Diskussion der  
Frage,  aus  welchen Gründen  überhaupt  Bildungsgerechtigkeit  herzustellen  ist.  Zwei  Antworten 
werden skizziert: Nach der ersten dient Bildungsgerechtigkeit primär der Sicherung fairer Chancen  
im Wettbewerb um soziale Vorteile, nach der zweiten soll dadurch jeder Person die vollwertige Mit-
gliedschaft in der demokratischen Gemeinschaft ermöglicht werden.
In der öffentlichen Diskussion, wie auch in der empirischen Bildungsforschung, ist ein prag-
matisches1 Verständnis von Chancengleichheit oder „Bildungsgerechtigkeit“ vorherrschend: 
Ein starker statistischer Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und schulischer Leis-
tung wird als Mangel an Bildungsgerechtigkeit interpretiert. Dabei wird weitgehend offen-
gelassen,  aus  welchen Gründen ein  solcher  Zustand als  ungerecht  einzustufen ist,  und 
ebenso wird darauf verzichtet, einen erstrebenswerten Idealzustand zu skizzieren. Besteht 
letzterer, so könnte man fragen, in der vollständigen Neutralisierung des genannten statisti-
schen Zusammenhangs? Oder genügt es, die schulische Benachteiligung von Kindern aus 
unteren Schichten so weit abzumildern, dass auch sie eine echte Chance auf Teilnahme am 
Arbeitsmarkt und am politischen Leben der Gemeinschaft erhalten? In diesem Fall wäre es 
wohl ausreichend, allen die Erreichung einer Schwelle in der Entwicklung relevanter Kom-
petenzen zu ermöglichen. Dies aber, so scheint es, wäre mit weitgehenden Bildungs-Un-
gleichheiten vereinbar.2 
[557] Die Forderung nach  gleicher Bildung oder  gleichen Bildungschancen lässt sich der 
Auffassung gegenüberstellen, wonach es primär darauf ankommt, jedem Individuum eine 
1 Dies ist die Formulierung in einer von ANDERS BJÖRKLUND et al. (2004, S. 141) verfassten Studie zur schwe-
dischen Schulreform der neunziger Jahre.
2 Zur Unterscheidung unterschiedlicher  Konzeptionen von Bildungsgerechtigkeit  vgl. auch  HEID (1988), 
sowie KRAPP (1977). 
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angemessene (adequate) oder ausreichende (sufficient) Bildung zu gewähren.3 Im Folgenden soll 
–  vor dem Hintergrund aktueller Debatten in der englischsprachigen Moral-  und Erzie-
hungsphilosophie4 – aufgezeigt werden, dass es sinnvoll ist, diese Diskussion in einen wei-
teren theoretischen Rahmen zu stellen. Dabei wird von der Frage ausgegangen ,  aus wel-
chen Gründen Bildungsgerechtigkeit anzustreben ist. Zwei Antworten werden in diesem 
Beitrag diskutiert5: Nach der ersten dient Bildungsgerechtigkeit der Schaffung fairer Bedin-
gungen im Wettbewerb um begehrte soziale Positionen (1). Gemäß einer zweiten Antwort, 
die ausgehend von Texten JOHN DEWEYS und ELIZABETH ANDERSONS erläutert wird, ist ein fairer 
Zugang zu Bildung nötig, um jedem Individuum die vollwertige Teilnahme an der demo-
kratischen Kooperations-Gemeinschaft zu ermöglichen (2). Auch die demokratische Kon-
zeption,  so wird im Weiteren deutlich (3)  muss sich dem Problem der Schaffung fairer 
Wettbewerbs-Bedingungen stellen.
1 Bildungsgerechtigkeit als Wettbewerbs-Chancengleichheit
Chancengleichheit wird oftmals als moralisches Prinzip verstanden, welches faire Bedin-
gungen im Wettbewerb um attraktive soziale Positionen sichern soll. Hier bietet sich die 
Analogie zu sportlichen Wettkämpfen an: Der soziale Wettbewerb ist ein „Rennen“ um so-
ziale und ökonomische Vorteile, in dem Gewinner und Verlierer bestimmt werden. So ver-
standene  Chancengleichheit  sichert  faire  Wettkampfbedingungen,  verhindert  aber  nicht, 
dass ein Teil der am Wettkampf Beteiligten leer ausgeht. Es handelt sich um ein Gleichheits-
prinzip, welches gewisse – allenfalls gravierende – Ungleichheiten legitimiert.
Die Diskussion dreht sich darum, was es genau bedeutet, von fairen Wettbewerbs-Bedin-
gungen zu sprechen. Das Gebot der Fairness ist nach gängiger Auffassung verletzt, wenn 
Bewerber auf Grund rassistischer oder sexistischer Vorurteile um ihre Chancen gebracht 
werden. Negativ gesprochen sind moralisch problematische Formen von Diskriminierung 
3 Als aktuelle Vertreter eines adequacy-Ansatzes können etwa GOODWIN LIU (2006), ELIZABETH ANDERSON (1999; 
2007) oder  DEBRA SATZ (2007) gelten (vgl.  auch die kritische Stellungnahme von KOSKI/REICH 2007). Die 
Gegenposition wird prominent vertreten durch HARRY BRIGHOUSE (2000) und ADAM SWIFT (2003). 
4 Die in diesem Beitragt eröffnete systematische und normative Perspektive auf das Problem der Bildungs-
gerechtigkeit ist vor dem Hintergrund derjenigen Debatten einzuordnen, die sich seit den frühen siebzi-
ger Jahren – seit dem Erscheinen von JOHN RAWLS‘ Theorie der Gerechtigkeit (1971/1975) – in der englisch-
sprachigen Philosophie ergeben und danach zunehmend auch die praktische Philosophie in Deutschland 
befruchtet haben. Letzteres allerdings gilt nicht für die Diskussionen zur Frage der Bildungsgerechtig-
keit, die im englischsprachigen Raum sowohl in ethischen, als auch in erziehungsphilosophischen Zeit-
schriften geführt werden, hierzulande aber bislang kaum beachtet wurden.
5 Weitere Antworten sind möglich: Gängig ist z.B. die Auffassung, dass ein Mangel an Chancengleichheit 
die ökonomische Produktivität der Volkswirtschaft gefährdet, weil individuelle Leistungspotenziale un-
genutzt bleiben.
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zu vermeiden, positiv gesprochen sollen attraktive soziale Positionen an diejenigen Perso-
nen vergeben werden, die dafür auf Grund ihrer Leistungsfähigkeit  und Motivation am 
besten geeignet sind. Was als Leistung [558] zählt, wird dabei durch das Anforderungsprofil 
der zu vergebenden Positionen bestimmt. 
Diese minimale Konzeption von Chancengleichheit wird man naheliegenderweise durch 
die Forderung nach gleichen oder zumindest fairen Bildungschancen erweitern. Nur wenn alle 
eine faire  Chance erhalten,  sich für  prestigeträchtige soziale  Positionen zu qualifizieren, 
kann der Wettbewerb um diese Positionen als fair betrachtet werden. Die Herstellung von 
Bildungsgerechtigkeit dient in diesem Sinne der Schaffung fairer Startbedingungen für alle. 
Konkurrierende Individuen sollen fit gemacht werden für den Wettbewerb um soziale und 
ökonomische Vorteile.
Schwierigkeiten ergeben sich bei der Präzisierung dieser allgemeinen Idee von Bildungs-
gerechtigkeit: Wann genau können die Startbedingungen als fair gelten? Um hierauf zu ant-
worten,  muss  zunächst  die  Frage  in  den  Blick  genommen werden,  wodurch  ungleiche 
Schulleistungen  verursacht  werden.  Auf  diese  Weise  lassen  sich  bestimmte  Hindernisse 
identifizieren,  die  dem schulischen Erfolg gewisser Schüler im Wege stehen (dazu auch 
GIESINGER 2007).6
Ungleichheiten des schulischen Erfolgs erwachsen teilweise aus der unterschiedlichen 
natürlichen Ausstattung der Schüler, insbesondere ihrer von den Eltern geerbten geneti-
schen Veranlagung. Hier muss betont werden, dass diese Ungleichheiten nur im Kontext 
der kulturellen Bewertung von Fähigkeiten und Tätigkeiten sichtbar werden. Nur vor die-
sem Hintergrund kann Auskunft darüber gegeben werden, wer in einer bestimmten Grup-
pe „von Natur aus“ benachteiligt ist.
In welcher Weise natürliche Anlagen entwickelt werden, hängt von den sozialen Um-
ständen des Aufwachsens an. Die soziale und kulturelle Praxis der Familie, also die jeweili-
ge „Familienkultur“,  wird hier als entscheidend angesehen. Familiäre Wertvorstellungen 
bestimmen wohl teilweise auch die  Bildungsentscheidungen von Schülern und ihren Eltern. 
Die unterschiedliche Bewertung von Bildung und höheren schulischen Abschlüssen in den 
verschiedenen sozialen Schichten kann erklären, warum Kinder aus privilegierten Familien 
tendenziell höhere Bildungsabschlüsse erreichen als sozial benachteiligte Kinder. Eine an-
dere, von vielen Bildungsforschern bevorzugte Erklärung für dieses Phänomen besagt, dass 
Bildungsentscheidungen nicht von schichtspezifischen Werten, sondern allein vom sozialen 
Status der Familie bestimmt sind (vgl. BOUDON 1974; BREEN/GOLDTHORPE 1997) . Demnach stel-
len Eltern und ihre Kinder ein Kosten-Nutzen-Kalkül an, das je nach ihrem sozialen Status 
unterschiedlich ausfällt: Angehörige der Unterschicht schätzen zum einen die Kosten eines 
6 Die Identifikation dieser Hindernisse ist Aufgabe empirischer Forschung; vgl. etwa die empirisch fun-
dierten Modelle von HELMKE/WEINERT 1997 oder WATERMANN/BAUMERT 2006.
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gymnasialen oder universitären Abschlusses als zu hoch ein, versprechen sich davon aber 
auch keinen besonderen Nutzen, da sie ihren Sozialstatus auch mit einem niedrigeren Ab-
schluss halten können. Angehörige der Mittel- und Oberschicht hingegen benötigen einen 
höheren Abschluss, um den sozialen Abstieg zu verhindern und schätzen gleichzeitig die 
Erfolgschancen als gut und die Kosten als tragbar ein.7 Auch unabhängig von einem ent-
scheidungstheoretischen Kosten-Nutzen-Modell  [559] kann festgehalten werden, dass die 
mangelnde  Finanzkraft  von  Familien  unter  Umständen  ein  gravierendes  Hindernis  für 
schulischen Erfolg sein kann. Dies gilt insbesondere dann, wenn in einer Gesellschaft die 
besten oder angesehensten Schulen ein für ärmere Familien unbezahlbares Schulgeld erhe-
ben. 
In diesem Fall entstehen durch die mangelnde Finanzkraft der Eltern schulische Hinder-
nisse beim Erwerb von Kompetenzen. Qualität und Quantität des schulischen Unterrichts, 
den ein Kind besuchen kann, beeinflussen nämlich seine schulische Leistung. In den Verei-
nigten Staaten sind es vorwiegend finanzielle Faktoren, welche Kinder am Besuch guter 
Schulen hindern: Da die öffentlichen Schulen aus dem lokalen Steueraufkommen alimen-
tiert werden, hängt deren finanzielle Ausstattung direkt von der sozioökonomischen Zu-
sammensetzung der Wohnbevölkerung in ihrem Umkreis ab. Dies führt dazu, dass Schul-
distrikte mit vorwiegend ärmerer Bevölkerung gewöhnlich über schlechte Schulen verfü-
gen. Dies wiederum veranlasst sozial privilegierte Familien, die in diesen Gebieten wohnen, 
in ein anderes Distrikt ziehen oder ihre Kinder auf Privatschulen schicken, die für die ärme-
ren Schichten unzugänglich sind. Aus diesen Gegebenheiten erklärt sich die in der angel-
sächsischen Diskussion häufig anzutreffende Forderung nach einer Gleichheit der Bildungs-
Ressourcen (vgl. z.B. BRIGHOUSE 2000). Weniger Gewicht wird hier der Frage beigemessen, in-
wiefern sozial benachteiligte Kinder im Kontext der Schule subtile Formen von Diskrimi-
nierung von Seiten der Lehrpersonen zu erleiden haben. Es ist anzunehmen, dass stereoty-
pisierende Vorurteile, die ihnen pauschal eine geringe Leistungsfähigkeit unterstellen, ihr 
schulisches Fortkommen behindern.
Davon zu unterscheiden ist die Frage, inwiefern bestehende schulische Angebote den 
spezifischen Bedürfnissen benachteiligter Gruppen gerecht werden. Die Qualität von Un-
terricht bemisst sich nicht allein am bereitgestellten Angebot, sondern auch an der Nutzung 
7 Die Anhänger dieses entscheidungstheoretischen Ansatzes betonen, dass das unterschiedliche Entschei-
dungsverhalten der Angehörigen verschiedener Schichten nicht auf unterschiedlichen Wertvorstellungen 
beruht, sondern allein auf der unterschiedlichen sozialen Stellung, durch die das jeweilige Kosten-Nut-
zen-Kalkül bestimmt wird.  PAULUS/BLOSSFELD 2007 vertreten einen Ansatz, welcher zusätzlich die Rolle 
schichtspezifischer Werthaltungen in Bezug auf Bildung berücksichtigt.  Demnach entscheiden sich An-
gehörige bildungsferner Schichten nicht nur deshalb seltener für höhere Bildung, weil dies für den Erhalt 
ihres Sozialstatus unnötig ist und zudem vergleichsweise hohe Kosten mit sich bringt,  sondern auch, 
weil sie den Wert von Bildung weniger hoch einschätzen als die gebildeten Mittelschichten.
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dieses  Angebots  (vgl.  FEND 1998,  S.  323).  Ob ein schulisches Angebot gut  genutzt  wird, 
hängt aber nicht nur von den Anstrengungen der Nutzer ab, sondern auch davon, wie gut 
das Angebot auf deren besonderen Lernvoraussetzungen ausgerichtet ist. Beschränkt man 
sich darauf, allen Schülern Zugang zu den  gleichen schulischen Angeboten zu sichern, so 
führt dies unter Umständen dazu, dass davon gewisse Gruppen weit stärker profitieren 
können als andere.
Die genannten Faktoren also können den Erwerb von Kompetenzen und das schulische 
Fortkommen von Kindern aus gewissen sozialen Gruppen behindern. Fordert man faire Be-
dingungen oder „gleiche Chancen“ im Kampf um soziale Vorteile, so steht man vor der 
Frage, welche der genannten Faktoren eine illegitime Behinderung im sozialem Wettbewerb 
darstellen. Im Folgenden soll die These vertreten werden, dass auf diese Frage keine über-
zeugende Antwort gefunden werden kann. 
Wenn Bildung als Mittel zur Verbesserung der Wettbewerbs-Chancen gesehen wird, so 
bedeutet dies, dass jeder Vorteil im Bereich der Bildung – mehr Bildung oder bessere Bildung 
– einem Wettbewerbs-Vorteil gleichkommen kann. Damit ist der  positionale Wert von Bil-
dung angesprochen. Deren Wert für das Individuum bemisst sich in hohem Masse danach, 
wieviel Bildung andere Personen haben: „[Positional goods] are goods with the property 
that one‘s relative place in the distribution of the good affects one‘s absolute position with 
respect to its value“, erläutern HARRY [560] BRIGHOUSE und ADAM SWIFT (2006, S. 472). Vor die-
sem Hintergrund versucht SWIFT (2003) die moralische Illegitimität von Privatschulen zu be-
gründen:  Privatschulen in angelsächsischen Ländern,  so  SWIFT,  verschafften Kindern aus 
wohlhabenden Familien eine positionalen Vorteil im Wettbewerb um attraktive soziale Po-
sitionen und ermöglichten ihnen gewissermaßen, in der Schlange vorzudrängeln (to jump the  
queue). Diese Metaphorik ist aufschlussreich, impliziert sie doch, dass eine bestimmte Rei-
henfolge in der Schlange als legitim anzusehen ist. Wenn sich am Eingang des Theaters eine 
Schlange bildet, so rechtfertigt sich die dabei entstehende Reihenfolge normalerweise durch 
den Zeitpunkt des Eintreffens der einzelnen Personen. Wie aber rechtfertigen sich die posi-
tionalen Unterschiede beim Zugang zu attraktiven Positionen und ökonomischen Beloh-
nungen? Für SWIFT ist klar, dass der Intelligenz-Quotient einer Person und die von ihr ge-
leistete Anstrengung ihre Position in der Schlange rechtfertigen. Privatschulen sind dem-
nach illegitim, weil sie diese Rangfolge durcheinanderbringen: Sie ermöglichen einem mit-
telmäßig intelligenten, aber sozial privilegierten Kind, intelligentere Kinder aus ärmeren Fa-
milien zu überholen. Als illegitime Faktoren im Wettbewerb um Positionen betrachtet SWIFT 
also  die  Ungleichheiten  in  der  Qualität  des  Bildungsangebots,  welche  durch  die  unter-
schiedliche ökonomische Lage der Familien entstehen. Fällt dieser Faktor weg, so verblei-
ben positional relevante Ungleichheiten, die sich aus den natürlichen Anlagen und den so-
zialen Bedingungen des Aufwachsens ergeben. Offen ist,  ob  SWIFT allgemeine Intelligenz 
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und Leistungsbereitschaft primär als natürliche oder als sozial bedingte Eigenschaften ein-
stuft. Andere Autoren (z.B.  BRIGHOUSE 2000, S. 117ff; vgl. auch RAWLS 1971/1975) legen sich 
darauf fest, dass Ungleichheiten des schulischen und sozialen Erfolgs ausschließlich durch 
natürliche Faktoren legitimiert werden können.
Hierfür sind zwei mögliche Begründungen in Betracht zu ziehen: Entweder wird aus 
den natürlichen Potenzialen (oder der allgemeinen Intelligenz) ein moralischer Anspruch 
auf bestimmte schulische und soziale Belohnungen abgeleitet, oder es wird argumentiert, 
die aus den sozialen Faktoren entstehenden Ungleichheiten seien illegitim. Die beiden Be-
gründungen operieren mit einem unterschiedlichen Verständnis dessen, was es bedeutet, 
etwas zu verdienen. Nach der ersten Argumentation verdient eine Person gewisse Erfolge auf 
Grund ihrer Anlagen oder Begabungen. Gemäß der zweiten Argumentationsstrategie sind 
gewisse Vorteile  unverdient und müssen deshalb ausgeglichen werden. Für  BRIGHOUSE, wie 
wohl auch für RAWLS, können Vorteile nur als verdient gelten, wenn sie auf individuell ver-
antwortete Entscheidungen und Handlungen zurückgehen.  Da Kinder für ihr familiäres 
Umfeld und den Sozialstatus ihrer Eltern nicht verantwortlich sind, sollen ihnen daraus kei-
ne Nachteile erwachsen. Das Problem ist aber, dass sich diese Argumentation auf natürliche 
Ungleichheiten ausdehnen lässt, denn auch für diese sind Kinder nicht verantwortlich zu 
machen. Die Alternative ist, wie gesagt, einen Anspruch direkt aus dem Vorhandensein na-
türlicher  Potenziale  abzuleiten.  Es  ist  aber  unklar,  wie  dieser  argumentative  Schritt  zu 
rechtfertigen wäre: Es mag legitim sein, jemandem auf Grund erbrachter Leistungen eine 
Belohnung zuzusprechen, aber Potenziale und Begabungen sind keine Leistungen und kön-
nen deshalb wohl auch kein Verdienst begründen. Ob eine Person je in der Lage sein wird, 
wertvolle Leistungen zu erbringen, hängt nicht zuletzt von der Art der Bildung ab, zu der 
sie Zugang hat. Die Frage, zu welchen Bildungsangeboten Personen Zugang haben müssen, 
sollte durch das obige Argument aber gerade begründet werden.
[561] Es bereitet also einige Schwierigkeiten, die Vorstellung von Bildungsgerechtigkeit als  
Wettbewerbs-Chancengleichheit zu präzisieren. Beginnt man damit, die Illegitimität gewisser 
Wettbewerbs-Hindernisse – etwa schulischer Benachteiligungen – zu begründen, so folgt 
die Frage nach der Legitimität der verbleibenden Hindernisse auf dem Fuß. Es mag am 
Ende scheinen, als seien faire Bedingungen nur dann gegeben, wenn alle Individuen über 
gleiche Startbedingungen – etwa ein gleiches Kompetenzniveau am Ende der Schulzeit – 
verfügen. Um dies zu erreichen, müssten selbst natürliche Ungleichheiten neutralisiert wer-
den,  und das wäre wohl nur möglich,  wenn talentierte  und motivierte  Schüler in ihrer 
Lerneifer gebremst würden. Als Alternative bietet sich an,  allen das Erreichen einer be-
stimmten Schwelle hinsichtlich zentraler Kompetenzen zu gewährleisten. Wie in der Einlei-
tung angedeutet,  würden damit Bildungs-Ungleichheiten oberhalb der Schwelle zugelas-
sen. Diese wiederum würden den Begünstigten positionale Vorteile im Wettbewerb um at-
6
Fairer Wettbewerb und demokratische Gleichheit
traktive Positionen verschaffen. Wenn man den Staat verpflichtet, allen Schülern das Errei-
chen eines minimalen Kompetenzniveaus zu ermöglichen, ihn aber von weiteren Verpflich-
tungen befreit, so eröffnet sich vor allem wohlhabenden Eltern die Gelegenheit, ihren Kin-
dern zusätzliche  Förderung zukommen zu lassen,  die  ihnen einen kompetitiven Vorteil 
bringt. Damit, so scheint es, erweist sich auch eine Schwellen-Konzeption von Bildungsge-
rechtigkeit als unhaltbar.
2 Kooperation, Demokratie und Bildungsgerechtigkeit
Nach dem Wettbewerbs-Modell dient Bildung dazu, allen Schülern eine faire Ausgangslage 
im Kampf um soziale Vorteile zu gewährleisten. Faire Startbedingungen sind vereinbar mit 
gravierenden Ungleichheiten des sozialen Erfolgs: Wettbewerb schafft Gewinner und Ver-
lierer, und das Ideal der Chancengleichheit dient in diesem Kontext zur Legitimation der 
entstehenden sozialen und ökonomischen Ungleichheit. Ob die Verlierer ihre Niederlage – 
oder ihre von vornherein feststehende Chancenlosigkeit – akzeptieren können, wird nicht 
zuletzt davon abhängen, welche Chancen sich ihnen eröffnen. Gemäß dem oben angedeute-
ten Prinzip, wonach sich Ungleichheiten in der Güterverteilung allein durch Verweis auf 
verantwortete Entscheidungen legitimieren lassen, könnten die Verlierer eine Kompensati-
on für unverdiente Wettbewerbs-Nachteile – also Mangel an Talent oder ungünstige famili-
äre Umstände – verlangen. Dies würde zum Beispiel bedeuten, dass die Status-Vorteile der 
sozialen  Gewinner  durch  finanzielle  Ausgleichszahlungen an  die  Verlierer  kompensiert 
werden müssten. Die Verlierer hätten mit wenig attraktiven sozialen Aufgaben vorliebzu-
nehmen, würden dafür aber finanziell besser entlöhnt als die Gewinner (vgl. MASON 2001). 
Die Gefahr einer solchen Verteilung wäre allerdings, dass zumindest gewisse der talentier-
ten Personen nicht mehr dafür zu gewinnen wären, anspruchsvolle Aufgaben zu überneh-
men. Dies wiederum könnte dem Gemeinwohl – und damit auch den Belangen der weniger 
Talentierten – schaden. Möglicherweise ist es also in deren Interesse, wenn talentierte Per-
sonen für ihre Leistung überdurchschnittlich entlöhnt werden. Diese Überlegung verweist 
auf den Gehalt von RAWLS‘ Unterschiedsprinzip: Nach diesem Prinzip sind soziale und wirt-
schaftliche Ungleichheiten dann legitim, wenn sie auch den Belangen der Schlechtestgestell-
ten dienen (vgl.  RAWLS 1971/1975, S. 81; S. 95ff). Dies jedoch kann nur angenommen wer-
den, wenn von [562] einer Interdependenz der individuellen Interessen ausgegangen wird. 
Im Wettbewerbs-Modell erscheinen die Individuen als Einzelkämpfer, welche ihre Talente 
zur privaten Nutzenmaximierung gebrauchen. Die Tatsache, dass die eigenen Talente auch 
zum Nutzen der Gemeinschaft eingesetzt werden könnten, erhält hier keine Beachtung. Im 
Gegensatz dazu gewinnt das Unterschiedsprinzip seinen Sinn nur unter der Voraussetzung 
kooperativer Beziehungen, welche zu einer Verflechtung individueller Interessen führen.  In 
seinem Kommentar zum Unterschiedsprinzip hält Rawls denn auch fest, dieses sei mit der 
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Vorstellung verbunden, individuelle Talente als „Gemeinschaftssache“ (a common asset) zu 
sehen (RAWLS, ebd., S. 122; vgl. auch die Präzisierungen in RAWLS 2001, S. 74ff). 
Die Auffassung, wonach Begabungen und Fähigkeiten als private Güter zu betrachten 
sind, die vom Individuum zum eigenen Vorteil genutzt werden können, wird auch von 
JOHN DEWEY abgelehnt. Er wendet sich scharf gegen die Auffassung, gute Bildung sei für das 
Individuum primär deshalb wichtig, weil es dadurch einen Vorsprung vor dem Rest der 
Gesellschaft – also einen „positionalen Vorteil“ – erlangen kann. Wer so denke, so  DEWEY 
weiter, betrachte Bildung als Waffe, die das Individuum verwendet, um die Gesellschaft zu 
zwingen, einen Beitrag zu seinem Wohl zu leisten (vgl. DEWEY 1915/1969, S. 319). Entspre-
chend lehnt es DEWEY auch ab, das soziale Leben als „Rennen“ zu sehen, in dem die Indivi-
duen ihre Fähigkeiten gegeneinander ausspielen. ROBERT WESTBROOK (1991) hält fest: „Equali-
ty of opportunity did not mean for DEWEY that everyone would be given equal chance to run 
a competitive race with others [...]. For DEWEY, the race metaphor was utterly inappropriate 
to an ethical life, for it implied that everyone was attempting to cultivate the same capacities 
(speed afoot) for an exclusive end (winning the race)“.  WESTBROOK stellt der Metapher des 
Rennens zwischen konkurrierenden Individuen diejenige eines Basketballteams gegenüber, 
dessen  Mitglieder  kooperativ  auf  ein  gemeinsames  Ziel  hinarbeiten.  Jedem  die  gleiche 
Chance zu geben, bedeutet für DEWEY, jedem die Möglichkeit zu geben, seine Individualität 
so zu entwickeln, dass er einen wertvollen Beitrag zur Erreichung gemeinsamer Ziele leis-
ten kann. Soll ein starkes Team gebildet werden, ist es nicht sinnvoll, wenn jeder Mitspieler 
die gleichen Fähigkeiten kultiviert. Der Erfolg nämlich lässt sich nur durch das Zusammen-
wirken unterschiedlicher Fähigkeiten erreichen. 
Damit ist der Kern von DEWEYS Konzeption von Demokratie angesprochen, die er bereits 
1888, noch vor seiner Hinwendung zu pragmatistischem Gedankengut, in den Grundzügen 
umreißt. Im Essay The Ethics of Democracy grenzt er die demokratische Konzeption des Zu-
sammenlebens einerseits gegen aristokratische Konzeptionen wie diejenige PLATONS ab, an-
dererseits  aber  auch  gegen den  neuzeitlichen  Individualismus,  wie  er  etwa  bei  THOMAS 
HOBBES oder JOHN LOCKE zum Ausdruck kommt. An Letzeren kritisiert er, die Vorstellung ei-
nes außerhalb der Gemeinschaft existierenden Individuums sei unsinnig: Nur in Gemein-
schaft mit anderen Menschen, so DEWEY, könne die menschliche Individualität gedeihen. Im 
Gegensatz zum neuzeitlichen Individualismus betont das platonische Modell die Notwen-
digkeit gemeinschaftlicher Kooperation, sieht aber gleichzeitig eine rigorose Schichtung der 
Sozialstruktur vor. Nach DEWEY wird dadurch die individuelle Entfaltung insbesondere der 
unteren Schichten gehemmt. Demokratie sichert demgegenüber die optimale Entwicklung 
individueller Potenziale und dadurch auch das Gedeihen der Kooperations-Gemeinschaft. 
Seine normative Konzeption von Demokratie  präzisiert  DEWEY in seiner  Frühschrift,  wie 
später in The Public and its Problems (1927/1981), an Hand [563] der Leitbegriffe der franzö-
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sischen Revolution: Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit. Mit Blick auf aktuelle Debatten ist 
vor allem seine Erläuterung der Gleichheitsidee beachtenswert: Diese Idee, deren Realisie-
rung  demokratische  von aristokratischen und feudalen Gesellchaften unterscheidet,  soll 
nach  DEWEY nicht in einem „arithmetischen“, sondern einem „ethischen“ Sinn verstanden 
werden. Das bedeutet, dass Gleichheit keineswegs mit einer präzisen Gleichverteilung von 
Gütern gleichzusetzen ist. Die Idee arithmetischer Gleichheit ergibt sich nach DEWEY aus ei-
ner im schlechten Sinne individualistischen Gesellschaftskonzeption: Wenn die Menschen 
als voneinander abgesonderte, nebeneinander lebende Individuen gesehen werden, kann 
die Vorstellung entstehen, Gerechtigkeit sei nur durch exakte Gleichheit der Gütervertei-
lung zu erreichen. Diese Tendenz war auch im ersten Abschnitt, in der Besprechung des 
Wettbewerbs-Modells, präsent. Warum, so lautete die Frage, soll es legitim sein, gewisse 
Personen zu Siegern des sozialen Wettbewerbs zu erklären, wenn viele der Verlierer auf 
Grund unverantworteter Benachteiligungen nie den Hauch einer Siegeschance hatten? Will 
man das „Recht der Stärkeren“ auf soziale Privilegien nicht einfach hinnehmen, so scheint 
sich eine Gleichverteilung von Gütern – oder gar eine weitergehende Kompensation der 
Verlierer – aufzudrängen.
Übernimmt man DEWEYS Modell der demokratischen Kooperations-Gemeinschaft, eröff-
nen sich neue Perspektiven. Ein „ethischer“ Begriff von Gleichheit ist nach Dewey dadurch 
gekennzeichnet, dass er gleichen Respekt der  Personalität (personality) jedes Menschen for-
dert. Dies ist gleichzusetzen mit einem Respekt vor den in jedem Menschen schlummern-
den Potenzialen: „[I]n every individual there lives an infinite and universal possibility; that 
of  being  a  king  or  a  priest.  Aristocracy  is  a  blasphemy  against  personality  “  (  DEWEY 
1888/1969, S. 246). Eine von Gleichheit geprägte demokratische Gemeinschaft ist demge-
genüber „the form of society, in which every man has a chance and knows that he has it – 
and we may add, a chance to which no possible limits can be put, a chance which is truly 
infinite, the chance to become a person“ (ebd.). Was hier als Erläuterung der Gleichheitsidee 
erscheint, wird später auch mit der Idee der Freiheit in Verbindung gebracht: „Liberty is 
that secure release and fulfilment of personal potentialities which take place only in rich 
and manifold association with others“ (DEWEY 1927/1981, S. 329). 
DEWEY geht selbstverständlich davon aus, dass die Entwicklung individueller Potenziale 
im Einklang mit gemeinschaftlichen Zielen stehen wird.8 Die demokratische Gemeinschaft 
ermöglicht die Entfaltung des Individuums, während dieses seine Kräfte in den Dienst der 
Gemeinschaft stellt. Es bemüht sich, seine Fähigkeiten zu entwickeln, um einen wertvollen 
Beitrag zum gemeinschaftlichen Leben leisten zu können, darf aber im Gegenzug mit einer 
fairen Anerkennung dieses Beitrags durch die anderen Mitglieder der Gemeinschaft rech-
nen. DEWEY geht davon aus, dass jeder Mensch, auch der vermeintlich Untalentierte, auf die-
8 Zu diesem Problem vgl. HONNETH 2000, S. 122ff; sowie HONNETH 1998, S. 771ff.
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se  Weise  als  „Gleicher“  in  die  demokratische  Kooperations-Gemeinschaft  eingebunden 
werden kann. Das bedeutet, dass es nach diesem Ideal keine Gewinner und Verlierer gibt – 
anders gesagt: alle an gelingender Kooperation Beteiligten können letztlich als Gewinner 
gelten. 
Daraus ergibt sich eine neue Sichtweise der verschiedenen Hindernisse, welche gewissen 
sozialen Gruppen beim Erwerb von schulischer Bildung im Wege stehen können. Bestimm-
te Unterschiede der natürlichen Ausstattung können nach [564] diesem Modell als Bereiche-
rung des demokratischen Lebens erscheinen. Das Wettbewerbs-Modell führt dazu, dass alle 
nach den gleichen Fähigkeiten streben, nämlich diejenigen, welche die Wettbewerbs-Chan-
cen erhöhen. Dies hat zur Folge, dass unter den Individuen eine hierarchische Ordnung 
hinsichtlich dieser Leistungsstandards  entsteht.  Das  Kooperations-Modell  hingegen lässt 
von vornherein eine Vielfalt von Leistungsstandards zu und vermeidet eine hierarchische 
Bewertung der verschiedenen Fähigkeiten und Leistungen. Was für natürliche Ungleichhei-
ten gilt, lässt sich ein Stück weit auch auf familiär bedingte Unterschiede ausdehnen: Ver-
schiedene Familienkulturen fördern demnach unterschiedliche sozial wertvolle Fähigkei-
ten. Gemäß dem Konkurrenz-Modell muss man zum Schluss kommen, dass es von gravie-
rendem Nachteil ist, in eine Handwerkerfamilie hineingeboren zu werden, weil man in die-
sen Umfeld kaum Wettbewerbs-Vorteile erwerben kann. Die alternative Auffassung besagt 
hingegen, dass diejenigen Kompetenzen, die hier möglicherweise gefördert werden, nicht 
notwendig von  geringerem Wert sind als die spezifisch schulischen Kompetenzen.
Ob DEWEY dieser letzten Überlegung folgen würde, ist allerdings unklar, denn selbstver-
ständlich besteht die Gefahr, dass Kinder auf Grund ihrer familiären Prägung auf bestimm-
te schulische oder berufliche Karrieren festgelegt werden. Genau dies aber ist nach DEWEY 
zu vermeiden. Sein Plädoyer für die Einheitsschule beruht auf der Befürchtung, dass ein ge-
gliedertes Schulsystem, welches über einen berufsvorbereitenden und einen akademischen 
Schultyp verfügt, die bestehende soziale Segregation stabilisieren oder verstärken würde. 
Schulische Segregation, sagt DEWEY, komme einem Plan zur sozialen Prädestination gleich und 
sei deshalb „totally foreign to the spirit of democracy“. Er führt aus: „The democracy which 
proclaims equality of opportunity as its ideal requires an education in which learning and 
social application, ideas and practice, work and recognition of the meaning of what is done, 
are united from the beginning and for all“ (1915/1976, S. 404). Damit bringt DEWEY nicht nur 
die Struktur des Bildungssystems, sondern auch die Methoden und Inhalte des Unterrichts 
mit der Idee der demokratischen Chancengleichheit in Verbindung. Nur eine Schule, wel-
che die genannten Gegensätze zusammenführt, ist nach DEWEY in der Lage, Chancengleich-
heit im oben genannten Sinne – als Chance auf die umfassende Entwicklung individueller 
Potenziale – zu gewährleisten. Eine Gliederung des Schulsystems, verbunden mit einer ein-
seitig „praktischen“ beziehungsweise „theoretischen“ Ausrichtung der beiden Schultypen, 
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würde nach DEWEY nicht nur die individuelle Entfaltung behindern, sondern zudem die so-
ziale Spaltung der Gesellschaft begünstigen.
Einige von DEWEYS Grundideen werden in der aktuellen Debatte, meist ohne explizite Be-
zugnahme, von ELIZABETH ANDERSON aufgegriffen.9 Auch ANDERSON (2007) wendet sich gegen 
die  Gliederung  des  Schulsystems,  weil  dieses  zum einen die  [565] Chancen  von  Unter-
schichtskindern auf Zugang zur sozialen Elite mindere, zum anderen aber auch verhindere, 
dass privilegierte Kinder überhaupt in Kontakt mit Benachteiligten kommen. Letzteres, so 
ANDERSON, begünstige die Herausbildung stereotypisierender Vorurteile gegenüber den An-
gehörigen  unterer  Schichten  und  behindere  die  Entwicklung  von  wechselseitigem  Ver-
ständnis und von Sympathie.
Diese Ausführungen stehen bei Anderson, ähnlich wie bei DEWEY, im Rahmen einer Kon-
zeption  demokratischer Gleichheit. Nach  ANDERSON (1999) besteht  der Witz der Gleichheitsidee  
(the point of equality) nicht in der exakten Gleichverteilung von Gütern, sondern in einer ega-
litären Ausgestaltung von sozialen Beziehungen innerhalb  der demokratischen Gemein-
schaft. Demokratische Gleichheit beruht auf der Annahme des gleichen moralischen Werts 
aller Personen. Wie bei  ANDERSON schwingen auch in  DEWEYS frühem demokratietheoreti-
schem Essay die zentralen Konzepte der kantischen Ethik mit: Personalität, so  DEWEY, sei 
„the one thing of permanent and abiding worth“ (Dewey 1888/1969, S. 244). Ähnlich wie 
DEWEY betrachtet  ANDERSON (1999, S. 321ff) die ideale demokratische Gemeinschaft als fair 
ausgestaltete Kooperations-Gemeinschaft.  Die Forderung nach demokratischer Gleichheit 
erstreckt sich also nicht nur auf den Bereich bürgerlicher und politischer Rechte, sondern 
soll auch die soziale und ökonomische Lebensform der Gemeinschaft bestimmen. Es muss 
eine Form des Zusammenlebens und der ökonomischen Zusammenarbeit entwickelt wer-
den, die für alle Beteiligten akzeptabel ist. 
Bildung dient entsprechend dazu, jedem Individuum das Leben als vollwertiges Mit-
glied der demokratischen Kooperations-Gemeinschaft zu ermöglichen. Während DEWEY die 
„unendliche“ Entwicklungsfähigkeit der individuellen Personalität betont, ist ANDERSON hier 
wohl weniger optimistisch. Auf derartige Formulierungen aber verzichtet sie auch deshalb, 
weil sie die Ansprüche des Individuums an das öffentliche Bildungssystem nicht ins Un-
endliche steigen lassen will.  DEWEYS Formulierungen nämlich suggerieren bisweilen,  der 
9 Ein  Hinweis  darauf,  dass  ANDERSON mit  DEWEYS politischem,  ethischem  und  pädagogischem  Denken 
durchaus vertraut ist, findet sich in ANDERSON (2005). In diesem Lexikon-Beitrag zu  Deweys Moralphilo-
sophie schreibt sie: „He was also a leading advocate of the comprehensive high school, as opposed to se-
parate vocational and college prepatory schools. This was to promote the social integration of different 
economic classes, a prerequisite to enlarging their mutual understanding and sympathies“. Dieser letzt-
genannte Punkt, die Förderung von wechselseitigem Verständnis unter den sozialen Gruppen in der Ein-
heitsschule,  wird  von  DEWEY nur  nebenbei  erwähnt  (1915/1976,  S.  404),  stellt  aber  den  Kern  von 
ANDERSONS eigener Verteidigung des integrierten Schulsystems dar (vgl. ANDERSON 2007).
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Staat habe keine Mühen zu scheuen, um die Entfaltung individueller Potenziale zu fördern. 
Es kann scheinen, als müsse die demokratische Gemeinschaft zu diesem Zweck nahezu un-
begrenzte ökonomische Ressourcen bereitstellen. In The School and Society (1900/1976, S. 5) 
schreibt er beispielsweise: „What the best and wisest parent wants for his own child, that 
must the community want for all of its children. Any other ideal for our schools is narrow 
and unlovely; acted upon, it destroys democracy“10. Andere Formulierungen nehmen sich 
demgegenüber eher bescheiden aus. In Democracy und Education etwa heißt es lediglich, es 
sei wichtig, intellektuelle Chancen allen gleichermaßen zugänglich zu machen (1916/1976, 
S. 93).
ANDERSON vertritt die Auffassung, der Staat habe weder optimale, noch gleiche Bildung 
zu gewährleisten, sondern sei zur Bereitstellung ausreichender oder  angemessener Bildungs-
chancen verpflichtet.  Welche Bildung angemessen ist, lässt sich jedoch nicht unabhängig 
von bestimmten  Zielvorstellungen angeben. Im Rahmen von Andersons Denken lautet die 
Frage, welche Quantität und Qualität an Bildung nötig ist, um jedem Individuum die voll-
wertige Teilhabe am demokratischen Leben zu ermöglichen. Diese Frage wiederum kann 
nicht ohne Berücksichtigung [566] des jeweiligen Kontextes beantwortet werden.  Hier sind 
zwei Aspekte  zu unterscheiden,  zum einen die  Anforderungen des  jeweiligen Kontextes, 
zum anderen die Verteilung von Kompetenzen unter den Mitgliedern der Gemeinschaft. Be-
vor Computer an vielen Arbeitsplätzen Einzug hielten, waren Computerkenntnisse bei der 
Arbeitssuche irrelevant. Hier haben sich die Anforderungen stark verändert: In vielen Be-
rufsfeldern besitzen Personen ohne Computerkenntnisse keine Chance auf einen Arbeits-
platz. Eine angemessene Ausbildung in diesen Bereichen ist mit der Vermittlung entspre-
chender Kompetenzen verbunden, und deshalb sind heute viele Leute in diesem Bereich 
gut ausgebildet. Hier nun kommt der zweite der genannten Aspekte zum Tragen: Ob das 
Kompetenzniveau einer Person, beispielsweise in der Beherrschung von Computern, ausrei-
chend ist, hängt auch davon ab, wie gut die anderen mit Computern umgehen können. Das 
bedeutet, dass eine vergleichende Betrachtungsweise nicht nur dem Gleichheitsdenken inhä-
rent ist, sondern auch zur Bestimmung des angemessenen Bildungsniveaus unabdingbar ist. 
Auch bei der Bestimmung einer von allen zu erreichenden Schwelle darf also die Tatsache 
nicht vernachlässigt werden, dass der Wert von Bildung teilweise positional bestimmt ist. 
Umso mehr gilt dies für die Kompetenzentwicklung oberhalb der Schwelle. denn auch in 
einer kooperativ organisierten demokratischen Gemeinschaft findet ein Wettbewerb um so-
10 Dieses Stelle in  DEWEYS Werk wird auch von AMY GUTMANN (1987/1999, S. 14) kritisch beleuchtet. Aller-
dings liest GUTMANN sie nicht in erster Linie als Ausdruck einer „maximalistischen“ Auffassung von Bil-
dungsgerechtigkeit. Sie kritisiert vielmehr DEWEYS mangelnde Sensibilität für die unterschiedlichen Auf-
gaben von Eltern und Staat. In der Demokratie, so GUTMANN, hat sich der Staat gerade nicht so aufzufüh-
ren wie „the best and wisest parent“.
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ziale Positionen statt.11 Dies gilt im Grunde für jeden Arbeitsplatz, der von bestimmten Per-
sonen als attraktiv eingeschätzt wird, mit besonderer Schärfe jedoch im Hinblick auf Posi-
tionen der sozialen Elite. In einer demokratischen Gemeinschaft ist es von zentraler Bedeu-
tung, den Wettbewerb um Positionen fair zu gestalten, und es ist insbesondere wichtig, den 
Zugang zur Elite für Angehörige jeglicher sozialer Herkunft offenzuhalten – alles andere 
widerspräche der Idee demokratischer Gleichheit. Damit, so scheint es, fällt die Forderung 
nach  demokratischer  Angemessenheit  mit  der  Forderung  nach  Wettbewerbs-Chancen-
gleichheit zusammen. Im Weiteren soll unter anderem aufgezeigt werden, wie sich die Idee 
fairer Wettbewerbs-Bedingungen transformiert, wenn sie in den Kontext einer Konzeption 
demokratischer Gleichheit gestellt wird.
3 Wettbewerb und Demokratie, Gleichheit und Angemessenheit
Im ersten Abschnitt wurden verschiedene Interpretationen der Forderung nach Gleichheit 
oder  Chancengleichheit  im Bildungssystem diskutiert.  Dabei  wurde die  Diskussion von 
vornherein in den Rahmen einer Vorstellung von Bildungsgerechtigkeit gestellt, nach der 
die Gewährleistung gleicher Bildungschancen primär der Schaffung fairer Bedingungen im 
Wettbewerb um attraktive soziale Aufgaben und Positionen dient. Es wurde aufgezeigt, 
dass das Gleichheitsdenken unter diesen Bedingungen an seine Grenzen gelangt, da es zur 
Forderung nach vollständig gleichen Startbedingungen tendiert: Selbst die aus natürlichen 
Unterschieden erwachsenden Bildungs-Ungleichheiten, so kann es scheinen, sind nicht als 
legitim anzusehen.
[567] Auf der Folie des Wettbewerbs-Modells gewann im zweiten Abschnitt das demo-
kratische Kooperationsmodell an Kontur. Eines seiner Vorteile ist, dass es nicht auf das Pro-
blem des Wettbewerbs fokussiert ist und deshalb über eine weit reichhaltigere Vorstellung 
vom Wert der Bildung verfügt als das Wettbewerbs-Modell. Dieses nämlich verengt die Be-
deutung von Bildung auf ihren Wert im Kampf um soziale Vorteile, und dies dürfte letzt-
lich dazu führen, dass nur noch diejenigen schulischen Inhalte als relevant angesehen wer-
den, die im sozialen und ökonomischen Wettbewerb von Nutzen sein können. Um als voll-
wertiges Mitglied am demokratischen Leben partizipieren zu können, benötigt das Indivi-
duum jedoch nicht nur ökonomisch verwertbare Kompetenzen, sondern Fähigkeiten, die 
ihm erlauben, sich als Mensch und Bürger zu orientieren. Die Fähigkeit zu lesen beispiels-
weise ist nicht nur ihres kompetitiven Nutzens wegen relevant, sondern auch, weil sie Vor-
aussetzung für autonome Lebensgestaltung und politische Partizipation darstellt. Hier bie-
11 In einem 1939 verfassten Vortrag mit dem Titel  Creative Demorcracy – the Task Before Us wird dies von 
DEWEY bestätigt. „[T]he habit of amicable cooperations“, schreibt er, „may include, as in sport, rivalry and 
competition“ (1939/1981, S. 228). 
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tet sich die Vorstellung eines basalen Bildungsniveaus an, also einer von allen zu erreichen-
den Schwelle in der Entwicklung grundlegender Fähigkeiten.
Damit aber ist es nicht getan. Die Idee demokratischer Gleichheit erfordert darüber hin-
aus, dem Wettbewerb um soziale Positionen fair zu gestalten. Integriert man die Idee fairer 
Wettbewerbs-Bedingungen in die Konzeption demokratischer Gleichheit, so wird sogleich 
klar, dass hier die Forderung nach einer Neutralisierung  jeglicher natürlicher (und famili-
ärer) Ungleichheiten nicht aufkommen wird. Die demokratische Lebensform nämlich er-
möglicht es idealerweise jeder Person, auf der Basis ihrer jeweiligen Talente einen sinnvol-
len Beitrag zum Gemeinschaftsleben zu leisten und dafür entsprechend wertgeschätzt zu 
werden. Im Anschluss an  AXEL HONNETH (1997) kann gesagt werden, dass die vollwertige 
Mitgliedschaft in der demokratischen Gemeinschaft nicht nur die Anerkennung als morali-
sche Person, sondern auch die soziale Wertschätzung erbrachter Leistungen umfasst. Wenn 
eine Gemeinschaft tatsächlich die  unterschiedlichen Fähigkeiten und Leistungen ihrer Mit-
glieder angemessen wertschätzt,  führt dies auch dazu, dass sich der soziale Wettbewerb 
nicht auf bestimmte schulische und berufliche Karrieren verengt. Gerade deshalb aber ist 
auch zu betonen, dass die Forderung nach fairen Wettbewerbs-Bedingungen nicht auf den 
Bereich der akademischen Bildung beschränkt ist, sondern insbesondere auch auf die beruf-
liche Bildung bezogen werden muss.
Schliesslich kann darauf hingewiesen werden, dass in der fair gestalteten Kooperations-
gemeinschaft alle Mitglieder von den Fähigkeiten und Leistungen der anderen profitieren. 
Aus diesem Grund haben auch die weniger Talentierten ein Interesse daran, dass alle Mit-
glieder der Gemeinschaft ihre jeweiligen Fähigkeiten über die basale Schwelle hinaus ent-
wickeln können.12 
Diese  an  RAWLS‘  Unterschiedsprinzip  orientierte  Überlegung verwendet  LORELLA TERZI 
(2007, S. 771), um einem Problem des von ihr bevorzugten capability-Ansatzes zu begegnen. 
Dieser nämlich bietet die Grundlage für eine Schwellen-Konzeption von Bildungsgerechtig-
keit, findet aber, wie TERZI einräumt, keinen sinnvollen Umgang mit dem Problem der Kom-
petenzentwicklung oberhalb der Schwelle. Der [568] Verweis auf das Unterschiedsprinzip 
jedoch reicht nicht aus, um dieser Schwäche beizukommen. Schülern den Zugang zu Bil-
dungsangeboten zu ermöglichen, die ihren Talenten und Motivationen angepasst sind, ist 
nicht nur eine Frage des kollektiven Nutzens. Gemäß der Idee demokratischer Gleichheit 
besteht eine Verpflichtung gegenüber den Schülern selbst, ihnen eine faire Chance auf akade-
mische oder berufliche Bildung zu gewähren. Insbesondere  dann, wenn Schüler von Bil-
12 Wenn jedoch viele Mitglieder der Gesellschaft nicht damit rechnen können, dass ihr spezifischer Beitrag 
zum Gesamtwohl soziale Wertschätzung erfahren wird, werden sie darauf drängen, diejenigen Fähigkei-
ten zu erwerben, die einen kompetitiven Vorteil beim Zugang zu den Honigtöpfen der Gesellschaft ver-
sprechen. Wird das kooperative System nicht als fair und integrativ wahrgenommen, werden die Betei-
ligten dazu neigen, sich als Einzelkämpfer im Wettbewerb um soziale Vorteile zu sehen. 
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dungsgängen ausgeschlossen werden, welche den Weg in Positionen der Elite ebnen, kön-
nen sie sich zu Bürgern zweiter Klasse degradiert fühlen.
Dies Auffassung wird von ANDERSON geteilt. Hatte sie ursprünglich (1999) noch die Auf-
fassung vertreten, ein basales Niveau in zentralen Fähigkeiten (capabilities) sei ausreichend, 
um volle Mitgliedschaft in der demokratischen Gemeinschaft zu erlangen, kommt sie nun 
(2007) zur Einsicht, dass dies den Ausschluss weiter Bevölkerungskreise von Positionen der 
Elite mit sich bringen könnte. Sie hält dennoch am Gedanken fest, dass die Idee einer ange-
messenen oder ausreichenden Bildung durch die Vorstellung einer Schwelle zu präzisieren 
ist. In ihrem aktuellen Vorschlag aber setzt sie die Schwelle deutlich höher an und bezieht 
sie  zudem auf  die  Bedingungen im amerikanischen Schulsystem.  Dadurch  lässt  er  sich 
kaum auf kontinentaleuropäische Verhältnisse übertragen.13 In jedem Fall gilt, dass auch 
diese Formulierung einer Schwelle wohlhabenden Eltern viel Spielraum dafür lässt, ihren 
Kindern kompetitive Vorteile – beispielsweise beim Zugang zu den bekannten Elite-Univer-
sitäten – zu verschaffen. 
An dieser Stelle stellt sich die Frage, ob die Idee der angemessenen Bildung letztlich nicht 
doch zur Akzeptanz  egalitaristischer Prinzipien zwingt. Genau dies möchte  ANDERSON ver-
meiden: Sie hält entschieden daran fest, dass dasjenige Maß und diejenige Art von Bildung, 
welche  ausreicht,  um jedem den Status  als Gleicher zu sichern,  nicht mit der Idee der  Bil-
dungs-Gleichheit oder Bildungs-Chancengleichheit zusammenfällt. Im Grunde jedoch sind die 
Idee der (demokratischen) Angemessenheit und die Idee der Gleichheit ohne Weiteres ver-
einbar: Egalitaristische Prinzipien könnten der Idee demokratischer Gleichheit untergeordnet 
werden.14 Demokratische Gleichheit, so könnte man sagen, bedingt Chancengleichheit beim 
13 Wie man eine solche Schwelle ansetzt, hängt in hohem Masse davon ab, wo innerhalb des Bildungssys-
tem man die gravierendsten Probleme ortet. Für ANDERSON liegen die Schwächen des amerikanischen Sys-
tems nicht im Bereich der Colleges und Universitäten, sondern in der zwölfjährigen Grundbildung. In 
gewissen  Schuldistrikten  ist  die Qualität  staatlicher  Bildungsangebote  offenbar  so schlecht,  dass  den 
Schülern der Übertritt ins Hochschulsystem weitgehend verwehrt bleibt. Entsprechend fordert ANDERSON, 
jeder Schüler müsse eine Grundbildung erhalten, in der er sich für den Besuch eines gut geführten Colle-
ges qualifizieren kann. Hingegen ist es ihrer Auffassung nach nicht nötig, allen den Zugang zu einer Eli-
te-Universität  zu  ermöglichen.  Im  gegliederten  deutschen  System  entscheidet  sich  bereits  nach  vier 
Schuljahren, ob ein Schüler die Chance auf Hochschulbildung wahren kann. Es wäre aber wenig sinn-
voll, hier eine von allen zu erreichende Schwelle anzusetzen.
14 Zur Verwendung des Begriff des Egalitarismus in diesem Beitrag: Dieser Begriff ist hier für Positionen 
reserviert, welche ein Prinzip der  Gleichverteilung (von Gütern) als  intrinsisch wertvoll betrachten (vgl. 
auch die Unterscheidung in Verteilungs-, Teilhabe-, und Anerkennungsgerechtigkeit,  welche  STOJANOV 
2007 vornimmt). Sobald egalitaristische Prinzipien einem anderen Prinzip (z.B. demokratischer Gleich-
heit) untergeordnet werden, kann nicht mehr gesagt werden, Gleichheit  sei intrinsisch wertvoll:  Falls 
eine Gleichverteilung verlangt ist, dann nur im Hinblick auf übergeordnete Ziele. Die Forderung nach 
demokratischer Gleichheit ist nicht egalitaristisch, weil es sich nicht um ein Verteilungsprinzip handelt. 
Als  egalitär kann diese Forderung aber wohl bezeichnet werden (vgl. dazu auch die Kritik an GIESINGER 
15
Johannes Giesinger
[569] Zugang zu weiterführender Bildung, verstanden als Abwesenheit von ökonomischen 
Hindernissen, sowie von Diskriminierung auf Grund von sozialer und ethnischer Herkunft, 
von Religion, Hautfarbe oder Geschlecht. Ein solches Verständnis von Chancengleichheit je-
doch erscheint einerseits als zu stark, weil es die Legitimität privat finanzierter Bildungsan-
gebote grundsätzlich in Frage stellt. Es scheint zu fordern, dass Privatschulen verboten oder 
für alle Schüler ungeachtet ihres finanziellen Hintergrunds geöffnet werden müssen. Ande-
rerseits handelt es sich um ein ausgesprochen schwaches Prinzip, da es die bestehenden 
Strukturen und die Anforderungsprofile von Schulen intakt lässt. Das Prinzip der Nicht-
Diskriminierung verlangt,  bezogen auf das deutsche System, eine faire Anwendung des 
Leistungsprinzips beim Übergang ins Gymnasium, berührt aber die gegliederte Struktur 
des Bildungssystems nicht, obwohl Kinder aus unteren Schichten gerade auch dadurch be-
nachteiligt  sind.15 Ebensowenig  werden  durch  das  Diskriminierungs-Verbot  die  spezifi-
schen Leistungsanforderungen des  Gymnasiums in  Frage  gestellt.  Es  verlangt  lediglich, 
dass Schüler auf Grund der jeweiligen Anforderungen – anstatt auf der Basis sachfremder 
Kriterien – ausgewählt  werden und lässt  damit  eine Benachteiligung gewisser  Gruppen 
durch die Anforderungsprofile selbst zu (dazu genauer GIESINGER 2008). In dieser Hinsicht 
Gleichheit schaffen zu wollen, ist aussichtslos: Beschränkt man die Anforderungen auf „har-
te“ Leistungsfaktoren wie allgemeine Intelligenz und die Leistung in Kernfächern, so sind 
die Angehörigen sozial schwacher und zugewanderter Familien benachteiligt. Ergänzt man 
das Profil um andere Faktoren wie Motivation und Interesse, kann sich diese Benachteili-
gung unter Umständen noch verstärken. Grundsätzlich wirkt jedes Anforderungsprofil se-
lektiv und schließt damit gewisse Individuen als ungeeignet aus. Damit zeigt sich erneut, 
wie schwierig es ist, einen fassbaren Begriff von Bildungs-Gleichheit oder Chancengleich-
heit zu gewinnen. Andererseits ist klar, dass die Idee der demokratischen Gleichheit, inso-
fern aus ihr auch die Forderung nach fairen Wettbewerbs-Bedingungen hervorgeht, nicht 
ohne Beseitigung oder Abmilderung einer Vielzahl von Bildungs-Ungleichheiten realisiert 
werden kann. Dabei hat man sich vorwiegend auf diejenigen Benachteiligungen zu konzen-
trieren, die durch das Bildungssystem selbst entstehen, etwa durch die Struktur des Sys-
2007 in STOJANOV 2008).
15 Die Mehrheit der deutschen Bildungsforscher allerdings tritt nicht für die Abschaffung des gegliederten 
Systems ein, sondern für dessen sanfte Reform.  Das unter dem Namen Aktionsrat Bildung auftretende 
Expertengremium etwa erwartet von einer Systemumstellung keine positiven Effekte (Vereinigung der 
bayerischen Wirtschaft 2007, S. 147). Demnach ist es illusorisch, die von PISA und anderen Studien fest-
gestellten gravierenden sozialen Ungleichheiten im deutschen Bildungssystem auf diesem Weg abmil-
dern zu wollen.  Eine andere Auffassung vertreten beispielsweise  JÜRGEN OELKERS (2004) oder  KRASSIMIR 
STOJANOV (2007; 2008).  STOJANOV charakterisiert die deutsche Praxis der schulischen Segregation als Aus-
druck von moralischer Missachtung gegenüber den Betroffenen. Pointierte Kritik am gegliederten Sys-
tem äußert auch der Schriftsteller BRUNO PREISENDÖRFER (2008).
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tems, die Anforderungsprofile von Bildungsgängen, die Beurteilungs- und Selektionsme-
chanismen oder die Rolle privater Anbieter. 
Fazit
Das eingangs erwähnte pragmatische Verständnis von Chancengleichheit lässt sich in un-
terschiedliche theoretische Kontexte stellen: Gemäß dem im ersten Teil  [570] dargestellten 
Wettbewerbs-Modell  ist  ein  starker  statistischer  Zusammenhang zwischen sozialer  Her-
kunft und schulischer Leistung als moralisch problematisch anzusehen, weil er auf eine un-
faire  Wettbewerbs-Benachteiligung von Kindern aus  unteren Schichten hindeutet.  Aller-
dings ist klar geworden, dass unterschiedliche Konzeptionen von Wettbewerbs-Chancen-
gleichheit  sich  in  ihrer  Bewertung  sozialer  Ungleichheiten  stark  unterscheiden  können: 
Während gewisse dieser Konzeptionen beträchtliche soziale Disparitäten zulassen, stufen 
andere nicht nur soziale, sondern auch naturbedingte Hindernisse im Wettbewerb um so-
zioökonomische Vorteile als ungerecht ein.
Das demokratische Modell  von Bildungsgerechtigkeit  unterscheidet  sich grundlegend 
vom Wettbewerbs-Modell. Die Resultate empirischer Studien wird man hier zunächst da-
hingehend befragen, ob die untersuchten Schüler eine Schwelle in der Kompetenzentwick-
lung erreichen, welche ihnen die vollwertige Teilhabe am demokratischen Leben ermög-
licht. Dies ist, wie etwa die PISA-Resultate zeigen, bei einem beträchtlichen Teil der deut-
schen Hauptschüler nicht der Fall: Auf Grund mangelnder Lesekompetenz beispielsweise 
laufen sie nicht nur Gefahr, vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen zu sein, sondern sind auch in 
ihren  Möglichkeiten  zur  persönlichen  Orientierung  und  politischen  Partizipation  einge-
schränkt.
Da sich aus dem Prinzip der demokratischen Gleichheit die Forderung nach fairen Wett-
bewerbs-Bedingungen ergibt, wird man in einem zweiten Schritt zu einer komparativen Be-
trachtungsweise der empirischen Daten übergehen und dabei insbesondere die Leistungen 
der Angehörigen unterschiedlicher sozialer Schichten vergleichen. Auch hier hängt die Be-
urteilung der Daten allerdings davon ab, welche normative Konzeption von Wettbewerbs-
Fairness man ihr zu Grunde legt. Innerhalb des demokratischen Modells scheint immerhin 
klar, dass die Herstellung fairer Wettbewerbs-Bedingungen keine vollumfängliche Elimi-
nierung natürlicher und sozialer Benachteiligungen erforderlich macht. Man kann so weit 
gehen zu sagen, dass die Instabilität16 des Wettbewerbs-Modells, welches zu einer vollstän-
digen Neutralisierung von Wettbewerbs-Hindernissen tendiert,  nur innerhalb des demo-
kratischen Kooperationsmodells behoben werden kann. Nach diesem Modell ist die Diver-
sität natürlicher Potenziale und familiärer Kulturen zu begrüßen, denn nur durch das Zu-
sammenwirken  unterschiedlicher  Talente  kann sich die  Gemeinschaft  erfolgreich  entwi-
16 Diese Begriffswahl bezieht sich auf eine entsprechende Äußerung RAWLS‘ (1971/1975, S. 95).
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ckeln. Eine Förderung der verschiedenen Begabungen ist in jedermanns Interesse, weil un-
ter den Bedingungen fairer Kooperation letztlich alle davon profitieren. Jedes Individuum 
soll deshalb eine faire Chance auf Zugang zu Bildungsgängen haben, welche seinen Fähig-
keiten und Motivationen angepasst sind. Nur so wird es im Wettbewerb um entsprechende 
soziale Positionen nicht in illegitimer Weise benachteiligt sein.
Empirisch Forschende ziehen es meist vor, sich auf normative Überlegungen der hier 
präsentierten Art gar nicht erst einzulassen. Ein pragmatisches Verständnis von Chancen-
gleichheit, so scheint es, ist für ihre Zwecke ausreichend (vgl. BJÖRKLUND et al. 2004, S. 141). 
Gegen diese Auffassung spricht, dass das Forschungsinteresse von Soziologen und Erzie-
hungswissenschaftlern, die sich mit den hier diskutierten Fragen beschäftigen, häufig von 
politisch-moralischen Einstellungen und Anliegen bestimmt ist: Sie untersuchen die soziale 
Ungleichheit im Bildungssystem, weil sie vermuten, damit einer Ungerechtigkeit auf die 
Spur zu kommen (ähnlich SWIFT 2004). [571] Um ein klares Bewusstsein ihrer eigenen Anlie-
gen – und damit ihrer Forschungstätigkeit – zu gewinnen, benötigen sie, wie ich meine, ein 
mehr als nur rudimentäres Verständnis davon, worin diese Ungerechtigkeit besteht. 
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